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Fall 1: NichtberÄcksichtigter Klinik-

Befund. Die beklagte Årztin hatte die

als KlÇgerin auftretende Mutter an die

gynÇkologische Abteilung eines Kran-

kenhauses Äberwiesen, wo aufgrund ei-

ner Notlagenindikation gem. $218a

Abs. 2 III StGB ein Schwangerschafts-

abbruch durchgefÄhrt wurde. In der

nachfolgenden histologischen Untersu-

chung des Aus-

schabungsmate-

rials waren fetale

Gewebsteile

nicht nachzuwei-

sen. Von diesem

Untersuchungs-

ergebnis hatte

die beklagte Årz-

tin Kenntnis,

und nach An-

sicht des Gerich-

tes hÇtte sich ihr die Frage aufdrÇngen

mÄssen, daÉ dieser Befund den Fortbe-

stand der Schwangerschaft nicht aus-

schlieÉt. Dennoch unterlieÉ es die be-

klagte Årztin, anlÇÉlich einer routine-

mÇÉigen Nachuntersuchung, die KlÇ-

gerin auf ein etwaiges Fortbestehen

der Schwangerschaft zu untersuchen,

obwohl der zwischen der Schwangeren

und der Årztin geschlossene Behand-

lungsvertrag der Årztin die Verpflich-

tung auferlegt hatte, alles ihrerseits Er-

forderliche zur erfolgreichen BeifÄh-

rung des Schwangerschaftsabbruchs zu

unternehmen. Dieser Verpflichtung

genÄgte die Årztin nicht schon allein

durch die Ñberweisung der KlÇgerin an

das den Eingriff durchfÄhrende Kran-

kenhaus. Vielmehr schloÉ der auf Ab-

bruch der Schwangerschaft gerichtete

Behandlungsvertrag die Verpflichtung

ein, die KlÇgerin darauf hinzuweisen,

daÉ der vorliegende histologische Be-

fund AnlaÉ gab, an der erfolgreichen

DurchfÄhrung des Schwangerschafts-

abbruches zu zweifeln.

Dieser vertraglichen Pflichtenstel-

lung konnte sich die beklagte Årztin

auch nicht dadurch entziehen, daÉ sie

die Verantwortung fÄr den Eingriff als

solchem dem Chefarzt und/oder Sta-

tionsarzt des Krankenhauses Äbertrug.

Zwar ist es zunÇchst Sache des den

Eingriff durchfÄhrenden Krankenhau-

ses, aus einem fraglichen histologi-

schen Befund Konsequenzen zu zie-

hen; jedoch war der beklagten Årztin

ersichtlich, daÉ dies im vorliegenden

Fall nicht geschehen war. Deshalb wÇ-

re sie verpflichtet gewesen, der KlÇge-

rin umgehend Äber die aus dem histo-

logischen Befund zu ziehenden SchlÄs-

se Mitteilung zu machen, um dieser die

MÖglichkeit zu erhalten, noch inner-

halb der ZwÖlf-Wochen-Frist der Not-

lagenindikation den etwaigen MiÉer-

folg des vorgenommenen Schwanger-

schaftsabbruchs feststellen und korri-

gieren zu lassen.

Da die beklagte Årztin dieser Pflicht

nicht nachkam, hat sie gegen die von ihr

zu erwartende Sorgfalt verstoÉen, damit

schuldhaft gehandelt, wofÄr sie einzu-

stehen hat, und zwar unabhÇngig davon,

ob in der Çrztlichen Praxis sich das Ver-

halten eingebÄrgert hat, daÉ trotz Feh-

lens fetaler Gewebsteile im Ausscha-

bungsmaterial der Arzt aufeinen gelun-

genen Eingriff vertrauen darf.

Die der Årztin vorzuwerfende

schuldhafte Pflichtverletzung fÄhrte

somit zum Fortbestand der Schwanger-

schaft und zu einer Geburt gegen den

Willen der Schwangeren. Dadurch griff

die beklagte Årztin in die ÜkÖrperliche

Befindlichkeitá der KlÇgerin ein und

verletzte das geschÄtzte Rechtsgut

KÖrper der KlÇgerin, wobei nicht zu

berÄcksichtigen ist, ob die Geburt kom-

plikationslos verlief oder nicht. Des-

halb sprach das Gericht der KlÇgerin

ein Schmerzensgeld zu (Oberlandesge-

richt ZweibrÄcken, AZ: 5 U 101/83).

Fall 2: Nichterkennen der fortbeste-

henden Schwangerschaft. Der den Ein-

griff durchfÄhrende Arzt hatte auf-

grund des histologischen Befundes kei-

ne sichere GewiÉheit Äber das Ergeb-

nis des Schwangerschaftsabbruches er-

langt. Bei einer wenige Tage spÇter

Sorgfaltspflicht nicht

delegierbar

Nach erfolgtem Schwanger-

schaftsabbruch hat der Arzt den hi-

stologischen Befunden erhÖhte

Aufmerksamkeit zu widmen und

muÉ - je nach Gewebebefund - die

Patientin auf die MÖglichkeit hin-

weisen, daÉ der Versuch, die

Schwangerschaft abzubrechen, fehl-

geschlagen ist. Der Arzt kann sich

dieser Pflicht nicht dadurch entledi-

gen, daÉ er die Schwangere an ein

Krankenhaus Äberweist, das den

Eingriff durchfÄhrt.

vorgenommenen manuellen Untersu-

chung stellte der Arzt zwar keinen

Fortbestand der Schwangerschaft fest,

diagnostizierte aber einen Uterus myo-

matosus und Äberwies die KlÇgerin an

ein Krankenhaus zur operativen Ent-

fernung der Myome. Dieser Ñberwei-

sung kam die KlÇgerin nicht nach, son-

dern lieÉ sich erst mehrere Wochen

spÇter in einem anderen Krankenhaus

untersuchen, wobei nunmehr eine in-

takte Schwangerschaft bei Uterus myo-

matosus festgestellt wurde und somit

die ursprÄngliche Notlagenindikation

in eine medizinische Indikation umge-
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schlagen war. Es folgten noch weitere

Untersuchungen, unter anderem auch

beim beklagten Arzt, der der Patientin

und spÇteren KlÇgerin zu einer Opera-

tion riet. Diesem Rat kam die KlÇgerin

jedoch nicht nach, sondern entschloÉ

sich, das Kind auszutragen, wobei an-

lÇÉlich der Geburt des Kindes die Hy-

sterektomie des myomatÖsen Uterus

erfolgte.

Der Bundesgerichtshof gelangte zu

der Ñberzeugung, daÉ der schuldhafte

Behandlungsfehler des Arztes im

Nichterkennen

grund einer Notlagenindikation vorge-

nommen, jedoch verabsÇumt, eine mi-

kroskopische Untersuchung des abge-

saugten Gewebes vorzunehmen, so daÉ

das Vorliegen einer Zwillingsschwan-

gerschaft nicht gesehen und die KlÇge-

rin nach komplikationslosem Schwan-

gerschaftsverlauf von einer gesunden

Tochter entbunden wurde. Auch hier

kam das Gericht zu dem Ergebnis, daÉ

der beklagte Arzt aus dem Behand-

lungsvertrag den Abbruch der Schwan-

gerschaft schuldete, und er hÇtte wis-

des Fortbeste-

hens der

Schwangerschaft

und im Unterlas-

sen eines recht-

zeitigen weiteren

Eingriffs liegen

kÖnne, und zwar

grundsÇtzlich

auch dann, wenn

sich die Schwan-

gere spÇter wei-

gere, die Schwangerschaft aufgrund ei-

ner anderen Konfliktlage - jetzt medi-

zinische Indikation à abbrechen zu las-

sen. Die Schwangere kann jedoch kei-

ne AnsprÄche mehr geltend machen,

wenn sie sich einer alsbald mÖglichen,

medizinisch zumutbaren und rechtlich

noch erlaubten, insbesondere auch

fristgemÇÉen Wiederholung des Ein-

griffes verweigert (BGH NJW 85,

671 ff.).
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Fall 3: Unterlassene histologische

Untersuchung. Der beklagte Arzt hatte

einen Schwangerschaftsabbruch auf-

sen mÄssen, daÉ durch das Absaugen

selbst bei normal ausgebildeter GebÇr-

mutter der Frau nicht verlÇÉlich eine

etwaige Zwillingsschwangerschaft ab-

gebrochen wird, so daÉ sich ihm eine

histologische Untersuchung geradezu

hÇtte aufdrÇngen mÄssen (OLG Stutt-

gart, AZ: 13 U 9/85, NIW 87, 2934).

Entscheidung: ÜPflichtwidrige Nach-

lÇssigkeitá. In allen FÇllen verurteilte

das Gericht die beklagten Årzte, soweit

beantragt, zur Zahlung des Unterhaltes

fÄr das Kind unter dem Gesichtspunkt

der SchlechterfÄllung des Behand-

lungsvertrages, da der Arzt, der sich

der Frau gegenÄber zum Abbruch der

Schwangerschaft bereit erklÇre, sich in

den Dienst der Entscheidung der

Schwangeren stelle und zum Garanten

fÄr deren Durchsetzung werde, als er

sich zum Einsatz des medizinisch MÖg-

lichen fÄr die von ihm Äbernommene

Aufgabe verpflichte (vgl. BGH NJW

85, 672).

Dabei folgen die Gerichte nach wie

vor der grundlegenden Entscheidung

des BGH vom 18.3.1980, NJW 80,

1450, in der im Zusammenhang mit ei-

ner miÉglÄckten Sterilisation der Un-

terhaltsaufwand fÄr ein ungewolltes

Kind als Schaden anerkannt wurde.

HÇtten sich die beklagten Årzte nicht

pflichtwidrig verhalten, wÇre der Scha-

den, der in der Unterhaltsverpflichtung

gegenÄber dem Kind liegt, nicht ent-

standen; Sachaufwendungen aus AnlaÉ

der Geburt wÇren nicht erforderlich

geworden, Schaden am Arbeitseinkom-

in die kÖrperliche Befindlichkeit, die

fÄhrten, nicht notwendig geworden.

Durch die NachlÇssigkeit der Arzte

vermeiden dÄrfen (vgl. auch MedR 85,

79; NIW 83, 1372).
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